
Zwischen dem Senat der Freien und 3anses~adt H~~U=; :ls oberste
Dienstbehörde, vertreten durch das Personalam~

=inersei~s

und

der Deutschen Angestellten-Gewerkschaft
- Landesverband Hamburg -

dem Deutschen Beam~enbund
- Landesbund Hamburg -

dem Deutschen Gewerkschaf~sbund
- Landesbezirk Nordmark -

-
-

-

als Spitzenorganisationen der Gewerkschaft und Ber~fsverbände
des öffentlichen Dienstes

wird gemäß § 94 des Hamburgischen Personalve~~etun~sgesetzes i:
der Fassung vom 16. Januar 1979 (Hamburgisches Gcsa~z- u~d Ver-
ordnungsblatt Seite 17) folgende Vereinbarung

Weiterentwicklung (

Reorganisation und

in der Freien und

zur

getroffen:

Diese Vereinbarung gliedert sich in zwei Teile. Teil: beschreibt den
Veränderungsprozeß zur Reorganisation des Personal\~es9ns, wie er
durch das Projekt Personalwesen eingeleite~ worden is~ und fortge-
schrieben werden soll. Dazu gehören der Projektauftrag, '::ie projekt-
ziele, das Organisationskonzept, die Einführungss~u=en: die Quali-
fizierungsmaßnahmen und die Stellenbörse zur Unterstützung der per-
sonellen Veränderungen. Der Teil 11 bezieht sich auf die ~echnische
Umsetzung und Nutzung des verfahrens, dazu gehcren de~ Geltungsbe-
reich, die Organisation, das technische Konzep~, die Arbaitsplatz-
gestaltung, der Datenschutz und die Öbergangsregelung.

,cf; 1,

anaererseits

des Personalwesens du~ch

TechnikunterstUtzung

l Hansestadt Hamburg

Präambel
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Die Unterzeichner dieser Vereinbarung stimmen darin üoerein, daß die
Leistungsfähigkeit der verwaltung entscheidenä von ei~em z~kunf~s-
gerichteten personalmanagement abhängt. Die Reorganisation der
Personal verwal tung ist zentraler Bestandteil einer tIerwal tungS80-
dernisierung, in der den BeschAftiqten eine SchlUsselrolle für eine
qualitative Veränderung des verwaltungshandelns zuko~~. ~i~ Perso-
naldienststellen sollen den Beschäftigten als Nutzer ihrer Dienst-
leistungen gerecht werden können

TEIL I

Das pro1ekt Personalwesen wurde
verwaltungsmodernisi die
schen Voraussetzungen zu schaffen und diesen

ermöglichen.

Die Ziele des Projektes Personalwesen bestehen darin:

(1) ein gemeinsames und einheitliches Aufgabenve=s~ändnis fUr
den gesamten Personalbereich der hamburgischen Verwaltung zu
erreichen, das darauf abgestellt sein muß, durch Personalge-
winnung , Personalerhaltung einschließlicr1 Personalbetreuung
die Leistungs- und Entwicklungsfähigkeit der verwaltung kurz-,
mittel- und langfristig zu gewährleisten;

(2) durch organisatorische Maßnahmen sicherzustellen, daß diese
Aufgaben in der Verantwortlichkeit klar und möglichst umfas-
send zugeordnet und wahrgenommen werden und daß nach Möglich-
keit ganzheitliche, auf zügige Aufgabenerledi~~~g angelegte
und die Erwartungen der Beschäftigten an ein leis~u~gsfäbiges
PersonalweseneinbeziehendeAufgabenfelderentste~en;

(3) Personal planung, Personalentwicklung und Persc~~l\iirtschaft
zu intensivieren;

(4) durch angemessene Spezialisierung und Bündelung von Dienstlei-
stungsfunktionen die Qualität der Aufgabenerfüllung und die
Wirtschaftlichkeit der Arbeitsabläufe zu erhöhen;

'~(.4-. 1(.
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(5) durch die Nutzung von IuK-Technik in allen geeigne'ten Aufgaben-

bereichen unter strikter Beachtung der datenschutzrechtlichen
Voraussetzungen und der Akzeptanz solcher Nutzung wir'tschaft-
liche Arbeitsabläufe einschließlich der für die Aufgabenerfül-
lung erforderlichen Informationsgrundlagen zu gestalten;

( 6 ) für die IuK-technische Umsetzung möglichst \'lei tgehend ein
marktgängigesStandard-Software-Produkteinzusetzen;

(7) die vom Senat mit der IuK-Gesamtplanung vcrgegcbenen wi~-
schaftlichkeitszieleeinzuhalten.

Die folgenden Maßnahmen dienen dazu, diese ziele
währleisten und auf Dauer zu stabilisieren.

(1) Die organisation der Personalarbeit ist ein wich~iqer Baustein
für die qualitative Umgestaltung des Personalwesens. Es ist ei-
ne auf Dauer angeleqte Aufgabe, die quali tati ve Wei ~erentwick-
lung von zentraler Stelle (Personalamt) zu unterst~tzen und zu
stärken. Das "Organis~tionskonzept für das Personalwesen der
Freien und Hansestadt Hamburg" umreißt die Ziele und Aufgaben,
die künftigen zentralen und dezentralen Strukturen des
Personalwesens, den Personalbedarf und eine prozeBhafte Ände-
rungsstrategie, auf den Ebenen 1. der Gesamtsteuerung, 2. des
Personalmanagements in den Behörden und Be~rieben sowie 3. der
unmittelbaren Personal verantwortung in den Fachbereichen. Das
Organisationskonzept ist die Grundlage für dezent=ale Reorga-
nisationsmaßnahmen. Die Umse~~ung dieses Konzeptes ',erfolgen
die Dienststellen der Freien und Hansestadt Hamburg eigenver-
antwortlich.

(2) Die Organisation des Personalwesens soll in allen Elementen
sicherstellen:

Aufgabenangemessenheit
Kongruenz von Aufgabe,
Strategieorientierung
Doppelzielcharakter, Personal und Inciivid~e~
stützen
Anpassungsfä~ig gegenüber ökonomischen, so~~alen,
technologischen Entwicklungen
Einheitliche Personalpolitik gewährleiste~.

Kundenorientierung
- Beschäftigte und Fachbereiche als Kunden sehe~
- Vorbildliche Serviceorientierung
- Personalveran~\~ortung als Führungsaufgabe r~alisieren

Flexibilität
Akzeptanz der Beschäftigten sichern
Datenschutz und Datensicherung gewährlgister-

*

-
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Mitarbeiterangemessenheit
- Förderung von Individualität
- Entfaltungsmöglichkeiten
- Delegation von Verantwortung
- Handlungs- und Entscheidungsspielrauc

*

Effizienz
- Professionalität sichern
- Technikunterstützung ermöglichen
- Kurze Durchlaufzeiten
- Unmi~telbar verfügbare und auswertb~~a In=o~a~ionen
- Aktuelle Arbeitsmit~el

*

Im Gesamtzusammenhang der Aufgaben des Person~i'.\'e5ens ist die
Personalentwicklung wahrzunehmen. Die zwischen dem Senatsamt
für den Verwaltungsdienst, Personalamt, und de~ Spitzenorga-
nisationen der Gewerkschaften gemäß § 94 HmbPersVG getroffene
Vereinbarung "Präambel zur Strategischen Personalc~~wicklung"
vom 24.03.1995 ist die Richtlinie für das .~ufgabenfald Perso-
nalentwicklung.

(3)

Das "Organisationskonzep't. für das Personal\t/eser. de:- Freien und
Hansestadt Hamburg" (einschließlich Anlagen) is~ .?::'len Behör-
den mit dem Ziel einer einheitlichen Umse~zung im Januar 1995
bekannt gegeben \~orden. Es ist gestandteil der p~cjektdoku-
mentation.

(4)

Eine neue Qualität von Personalarbei~ und ein aoder~es ?ersonal-
management. sind nur zu realisieren mit umfassender I~- r.;aterstUt-
zunge In enger Abstimmung mit den Behörden realig~e=~ =as Perso-
nalamt die Technikausstattung und die Einführu~g der 3~:tware in
folgenden Stufen:

Stufe 1

Anstoß zur Reorganisation, Technikausstattung 'lerbu:1den mit bild-
schirmgerechter Raumausstattung, EinfUhrung vo~ 9Urokc~~unikati-
on und Bereitstellung programmierter '!'exte.

Stufe 2

Einführung Stammdatenverwaltung mit Integrat~an .1~=
beitung inklusive Erstellung von Zahlungsanweisungen.

4
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Stufe 3a

Zentrale BezUqeabrechnunq mit Standard-Soft'~are auf den Zen-
tralrechnern.

Stufe 3b

Dezentralisierung von Datenerfassung und Lohnbuchhel tung I

die Bezüqeabrechnunq zentral in der Routine läuft.

Stufe 3c

ZentralisierungderKindergeldbearbeitung

Stufe 4 a

Aufbau eines zentralen und dezen'Cralen Berichtswesens

Stufe 4b

Stellenbesetzungsbuchu~~ im Personalverfahre~ als k~~f~ig neue
Aufgabe der Personalabt;eilungen.

Stufe 5

- Fortbi ldung

-Bewerberverwaltung
- Beihilfe
- Versorgung
- Ruhegeld

Die Realisierung für die Stufen 1 bis 4a wird abges=hlossen oder
beginnt noch im Jahr 1996, für alle übrigen ab 1997.

Qualitizie ru nQs ma ßna hmen

Die Qualifizierungsmaßnahmen gliedern sich in fünf Teilabschnitte.

1. Personal recht u~d -verwaltung ~it folgende~. Kursangebot:

- Beamtenrecht
- Arbeits- und Tarifrecht BAT
- Arbei ts- und Tarifrecht MTL I I
- Einführung in die Personal verwal tung

-Sozialversicherungsrecht- Lohnsteuerrecht

5
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IuK-Grundlagen-Schulung2.
Die IuK-Grundlaqen-Schulunq geht einher mit der:. Stufe der
Technikeinführunq und vermittelt Grundkenntn~sse im umqauq
mit Datenverarbeitunqsqeräten, der Bürokommunikation und der
Textverarbeitung.

3. IuK-Anwendungs-Schulung-Stammdatenverwal~unq

Die Schulung findet unmittelbar vor der !in~~~~lng der 2.
Stufe Stammdatenverwaltung statt. Die Anwender sollen mit der
Softwareoberfläche und den im Personalverfahren r.interleqten
Abläufen zur Stammdatenverwaltung mit der integrierten Text-
verarbeitung vertraut gemacht werden.

4. IuK-Anwendungs-Schulung-Lohnbuchhaltung

Die Anwendungsschulung für die Lohnbuchhal tung '",i== angeboten
für die Beschäftigten in der Besoldungs- und Versorgungsstelle
bei der Umstellung der Abrechnung von dem bisherigen Verf~~ren
auf die zukünftige Standardsoftware für die Personalab~eilun-
gen und bei der Dezentralisierung der Lohnbuchhalt-.:ng.

5. Anwendungsberaterqualifizierung

Alle Dienststellen und externe Einrichtungen, deren Perso-
nalabteilungen an das Verfahren angeschlossen sind, benennen
Anwendungsberaterinnen oder Anwendungsberate= ~~s dem Kreis
der Personalsachbearbeiterinnen und Personalsachtea=bei~er,
die in regelmäßigen workshops auf ihre kommunika~~ ven Aufgaben
vorbereitet und vertieft in das Textverarbeitungsverfabren,
die technikunterstützte Stammdatenverwal~una und die Lohn-
buchhaltung eingewiesen werden, um in der pe=so~alabteilung
Hilfestellung geben zu können.

}

Die Stellenbörse wurde eingerichtet, um personelle Veränderungen,
die sich aus der vom Projekt Personalwesen veranlaßten A'..lfgabenver-
lagerung (Dezentralisierung der Lohnbuchhaltungsaufguben, Zentra-
lisierung von Kindergeldbearbeitung und Heilfürsorge) und der ver-
änderten Technik-Unterstützung (Einsatz der angepaßten Standard-
Software) ergeben, behördenübergreifend unterstützen und organi-
sieren zu können.

Zur Einrichtung der Stellenbörse wird verwiesen auf die vereinba-
=ung nach § 94 HmbPe~sVG über die Grundsätze zur D~rchführung von
personellen Veränderungen im Rahmen der Reorganisa~io~ des Perso-
nalwesens der Freien und Hansestadt Hamburg VOI:1 ~2 .10.9::.

6-
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TEIL"

(1) Diese Vereinbarung gilt für alle Bereiche des Personalwesens in
den Dienststellen der Freien und Hansestadt Hamburr;.

(2) Diese Vereinbarung gilt ebenfalls für die Perso~alräte der
Dienststellen, soweit sie auf Daten aus dem Perso~~lverfahren

zugreifen.

Diese Vereinbarung gilt entsprechend dem Tarifvertrag vom
15.09.94 auch für selbständige öffentliche Einrichtungen, die
sich dem vom projekt entwickelten Personalverfahren anschlie-
ßen, wenn sie Mitglieder der Arbeitsrechtliche~ ~lereinigung
Hamburg sind.

(3 )

(1) Mit der Reorganisation wird eine neue Qualität der Personalar-
beit angestrebt. Es sollen damit die Voraussetz~ngen geschaf-
fen werden für größere Fachkompetenz und mehr Ei;enve~antwor-
tung in der Personalsachbearbei~ung. Die ganzhei~liche Sach-
bearbeitung, welche durch eine ablauforien~ier~e personal-
Stammdaten-Verwaltung mit integrierter Tex~verarb;i~ung tech-
nisch unterstützt wird, schafft Möglichkei~en, die Beschäftig-
ten besser bera~en und betreuen zu können. Die Personalsach-
bearbeitung beinhaltet die administrative Beglei~~ng des Be-
schäftigungsverhältnissesinklusivederLohnbuchhal~ung.

(2) Die gesetzlichen Bestimmungen und Zweckmäßigkei~serwägungen
erfordern, daß die folgenden Aufgaben als zen1:.!:'ale "Personal-
dienste" im Personalamt wahrgenommen werden:

Festsetzung und Abrechnung von Be~~~e~vers=rgung u~d
Ruhegeld,

-

Beihilfebearbeitung,

Kindergeldbearbeitung,

pfändungsbearbeitung,

...

-,

-
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- Bearbeitung von Anträgen zur Abwicklung von Hai':'verfahren,

- Belegverfahren für Einrichtungen ohne dezent==.le Technik.

Es ist sowohl in den einzelnen Personalabteilunge~ als auch in
einer zentralen Einheit "Personaldienste" (Arbei~s~i~el) si-
cherzustellen, daß Spezialisierungen geger~üb~r al:en Beschäf-
tigten als Bestandteil ganzheitlicher und k~~ce~.~=ien~ier~er
Personalarbei t organisiert werden.

(3)

Für die Aufgaben der Personalverwaltung wie Sta~~datenver-
waltung inklusive Lohnbuchhal~ung und dezentr~le Auswer-
tungen werden Abteilungsrechner eingesetzt.

Die Rechner werden ~ur für ~Aufgaben des Pers~~.~~T..;esens ge-
nutzt.

Die Personalsachbearbeitung findet an Terminals ~der Per-
sonalcomputer(PC) statt. Die PC sind mit Sicherheitssoft-
ware und einer Emulation so konfiguriert, daß sie für die
Personalsachbearbeitung und für Auswertungen ~ur die Funk-
tionen des Terminals übernehmen. Andere PC-Verfahren wer-
den strikt vom Personalverfahren getrenn~.

Die Bezügeberechnung, -abrechnung und -zahlba~ach~ng so-
wie zentrale Auswertungen laufen gesondert auf ~inem Zen-
tralrechner im Landesamt für !~forrnationstech~i;~ (LIT).

Zwischen den beiden Rechnerebenen wird ein regel~äßiger
Datenaustausch durchgeführt, der im Hintergru~_c abläuft.

Softwareprodukte werden für =olgende Funktior.6n ai~ge-
setzt:

Auf der Anwendungsebene

* Bürokommunikationssystem,
x Textverarbei~ung,
* Standardsof~'llare für Stammdatenverwal ~un~ ink~usi ve

Lohnbuchhaltung und Abrechnung, Beihilfe, ~:indergeld,
Heilverfahren sowie Auswertungsgenera~c~ =~~ Auswer-
tungen aus den Datensätzen. Zukünftig au=h :~odule für
Ruhegeld und Beamtenversorgung, Pfändung ~~d S~ellen-

-

besetzungsbuchung.

e
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Auf der Betriebssystemebene die erforderliche Eetriebssy-
stemsoftware sowie weitere Basisprodukte z~= ~nters~Ut-
zung der o.g. Anwendungssoftware, die im !uK-Konzept be-
schrieben sinq.

Die Handbücher zu den Softwareprodukten sind Geqens~and der
Projektdokumen~ation.

(3)

Die DatenUbertraqunq erfolqt per Filetransfer über das Tel~kommu-
nikations (TK) - Netz der FHH zwischen den dezen~ralen Ab~e~lunqs-
rechnern und den Zentralrechnern im LIT . An den tlbergänqen zu
den lokalen Netzen befinden sich Router. Die Routerkoniiquration
stellt sicher, daß die Personaldaten in einem physikalisc~ ge~renn-
ten Teilnetz verbleiben.

Die lokalen Netze sind n~
kabelung so ausgelegt, ,

derungen entsprechen unc
struktur offen sind.

(1) Das Personalverfahren ist ein zentrales Verfahre~ i~ ve~eil-
ter Datenverarbeitung auf Abteilungsrechnern und Zentral-
rechner mit einer einheitlichen, ständig auf demse~ben War-
tungsstand zu haltenden Software.

(2) Die Anwendungssoftware wird zentral gewartet unc gepfleqt.
Die Rechnerwartung und zentrale Systemadministra~icn werden
vom LIT wahrgenommen.

Die Veran~wortung für das ordnungsgemäJ3e Verfa~re~ bei der
technischen Unterstützung der Personal ve~'lal ~ung 'lor o~ und
der dezentralen Vorbereitung de'!: Bezügeabrechnunc; obliegt den
Diens~stellen. Zur Gewährleistung der Verfahrenssicherhei~
benennen sie Personen für folgende Funktionen:

- Anwendungsberatung zur Unterstützung der Personalsachbe-

arbeitung im Umgang mit den Anwendunqsprogrammen,

- ?rogrammierung für dezentrale Anpassungen der ~ntegrier-
ten Texte und Pflege der dezentralen Briefkopfb~gen,

{3 )
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Wahrnehmungderdezentralensystemadministr:~~c~.

Die Dienststellen haben die für die dezentrale systemadmini-
stration erforderlichen Maßnahmen zu treffen und damit zur
Verfahrenssich~rheit beizutragen. Außerdem sind sie für die

FunktionsfähigkeitderEndgeräteverantwor~lich.

(4)

(1) Der Bildschirmaufbau der Standard-Software ist innerhalb
der einzelnen Dialogkomplexe einheitlich und übersichtlich
gestaltet. In der Folgebildtechnik sind aufgabenbezogene Vor-
gänge definiert. Über die Folgebilder kann in u~terschiedli-
che Richtungen verzweigt werden.

(2) Die Softwareentwicklung findet auf der Basis dar Standard-
software unter Beachtung der Normen DIN 66.234/8 und der EG-
Richtlinie 90/270/EWG statt.

Siehe Protokollnotiz Nr. 1

Ausstattung und

(1) Für die Neugestaltung des Personalwesens werden alle Arbeits-
plätze der am Personalverfahren beteiligten ~aschäftigten
entsprechend dem Stand der Verfahrensums~ellung gemäß der
"Richtlinie zur Ausstattung von Bildschirmarbeitsplätzen"
hergerichtet und mit einem Bildschirmgerät ausgestattet. Jede
Dienststelle erhält mindestens einen zentralen Drucker für
den dokumentenechten Druck und eine ausreichende Anzahl von
Arbeitsplatzdruckern. Bei der Gestaltung der Arbeitsplätze
ist zu beachten, daß für die Beschäftigten eine möglichst
geringe psychische und physische Belastung durch die Bild-
schirmarbeiten~steht.

Mi t der Umse~zung des Organisationskonzeptes u~d cer Einfüh-
rung ganzheitlicher Personalsachbearbeitung wird gewährlei-
stet, daß die Anforderungen auf den Arbeitsplätzen :.n der Per-
sonalsachbearbeitung so gestaltet sind, daß Bildschirmarbeit
und zwischenmenschliche Kommunikation i~ Eera~ungsprozeß
sowie die Bearbeitung der Personalakten ausgewogen ve~eilt

(~)
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sind. Die an den einzelnen Arbeitsplätzen eingesetzte
Technikunterstützung ist ein Hilfsmittel für die E=lediqung
der eigentlichen Aufgaben im Personalwesen, sie ist hierfür
nicht bestimmend. Längere Arbeitsphasen am Bildschirm sind
möglich, der Benutzer kann den Nutzungsrhythmus jedoch selbst

festlegen.

Für Auszubildende und vorübergehend Beschäftig~e is~ in der
Regel pro Dienststelle ein vollständig einge=i~hte~er Ar-

(3)

beitsplatzvorgesehen.

/ Das Datenschutzkonzept in seiner jeweiligen Fassung is~ Bestand-
teil dieser Vereinbarung (Anl. 1)

/ Der Positivkatalog in seiner jeweiligen Fassung ist Bestandteil die-
ser Vereinbarung (Anl. 2). Gegenstand des Posi ti vkatalogs sind:

- Teil 1 Verfahrensbeschreibung zur Dokumen~ation, zum Aufbau
und zur Fortschreibung der Teile zwei und drei des
Positivkatalogs,

Teil 2 der Datenkatalog mit den Teilen:

* Personalverwaltungsverfahren
dert in:

- Personalverwaltung (PV)

-Bezügeabrechnungsverfahren
Personalberichtswesen - invl.

Personalkosten-Management
Einbeziehung des Kostenar~enrar~ens

- Personalentwicklung (PE)

Fortbildung
Bewerberverfahren
Beihilfeverfahren
Familienkasse

-

*
*
*
*

11
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Der Datenkatalog - Teil PVV - in seiner Fassung vom 12. ~6. 96 wird
nach der Einführung der zweiten Stufe hinsichtli~h seiner Not-
wendigkeit und Zweckmäßigkeit in der zweiten Jah=esnälfte 1997
überprüft.

Im Datenkatalog sind alle im Personalverfahren arforderlichen
Daten aufgelistet. Er ist Bestandteil dieser Vereinbarung.

Teil 3 Auswertunqskataloq:

Auswertungen umfassen
,

-Auswertungslisten- Auswertungen auf Datenträqern
-:- Auswertungen, bei denen Daten direkt an andere IuK-

Verfahren übermittelt werden.

Der Auswertungskatalog umfaßt zentral erstellte Auswertungen,
die den Kategorien des Positivkatalogs -Teil 1- entsprechen.

Dezentrale

Die Erstellung dezentraler Auswertungen und Schni~~s~ellen, die
nicht Gegenstand des Positivkatalogs sind, unterliegen 1en Anforde-
rungen der Verfahrensbeschreibung zur Dokumenta~ion, zum Aufbau und
zur Fortschreibung des Positivkatalogs (Teil 1) im Rahmen des beste-
henden Datenkatalogs (Teil 2 des Positivkatalogs); für die Freigabe
sind die datenschutzrechtlichen Anforderungen maßgeblich, die ört-
lichen Personalräte sind zu beteiligen.

Verarbeitung von Daten

(1) Die zur Datensicherung erfaßten Daten über Zugang, 3enu~zung
und Eingabe dienen nicht der Leistungskont~olle der im Perso-
nalwesen Beschäfti~en. Eine Verhaltens~on~rol~e =inde~ nur
zu Zwecken der Revision der Datenverarbeitungsanlage und Pro-
gramme statt oder wenn Tatsachen den Verdacht eines Dienstver-
gehens oder einer Verletzung arbeitsvertraglic~er Pflichten
begründen.

)*11
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Die Zulässigkeit der Datenaufbereitung zur Analyse von
Fehlern und technischen unregelmäßigkeiten sowie zur
Verbesserung des technischen Systemverhaltens und, die in der
Protokollnotiz zu S 5 Abs. 4 des Tarifvertrages über die
Arbeitsbedingungen der an den in der verwaltung der !::-eien und
Hansestadt Hamburg eingerichteten Bildschirmarbeitsplätzen
tätigen Angestellten (Bildschirm-TV) vom 21.10.91 {für Beamte
entsprechend der diesbezüglichen vereinbarung gemäß S 94
HmbPersVG vom 28. Juni 1982) genannte Nutzung bleiben hiervon

unberührt.

(2)

um Erhalt der Arbeitsfähigkeit während der Qualifizierungsmaßnah-
men wurde von der Lenkungsgruppe beschlossen:

Die örtlichen Personalräte nehmen die Mitbestimmung wahr in den de-
zentralen Feldern des Personalwesens, die nicht in dieser Vereinba-
rung geregel t sind. Dazu gehören insbesondere:

- Ausstat~ung und Anordnung der Arbeitsplätze,
- die Einhaltung arbeitsergonomischer Vorschrif~en,
- alle mitbestimmungspflichtigen mittelbaren crganisatori-

schenRegelungen,
- die Einführung von Annexsoftware zur dezentralen Un~erstüt-

zung der Personal verwaltung wie z.B. Verfahren zur Dienst-
plangestaltung, zur Arbei tsvorberei tung oder Zeitwirtschaft
und anderer dezentraler Schnittstellen, soweit sie nicht Ge-
genstand des Positivkatalogs sind.

~lf:1
13

"3 4: 1.

Übergangsregelung

§ 18

Erhalt der Arbeitsfähigkeit

§ 19

örtlichen PersonalräteBeteiligung der
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Durcp Dienstvereinbarungen zwischen Dienststelle und Personalrat
kann die Zulässigkeit dezentraler Auswertungen und Schr.ittstellen,
die nicht Gegenstand des Positivkatalogs sind (§ 16 cieser Verein-
barung) , bestimmt werden, soweit dafür keine andere Recn~sqrundla-
g8 besteht. Der Datenkatalog (§ 15 - Teil 2) darf nicr.~ verändert

oder erweitert werden.

kann

werden

Siehe Protokollnotiz Kr. 2

Die Unterzeichner dieser Vereinbarung haben das Rech~ der Ein-
sichtnahme in die Projektdokumentation.

Verfahren zur Fortschreibung der Anlagen, die Bestandteil
dieser Vereinbarung sind

Die Fortschreibung des Datenschutzkonzeptes und des positivka-
talogs erforderc die Zustimmung der Lenkungsgruppe. Nach Been-
digung des Projektes werden die Spitzenorganisationen ein-
schließliche der Fortschreibung des Positivkatalogs an dem Ent-
wicklungsprozeß gem. § 22 beteiligt. Für die Fortschreibung des
Positivkataloges gilt das Verfahren, wie es in dessen Teil 1.

geregelt ist.

Das Personalamt wird die Spitzenorganisatione~ bei wesentli-
chen Änderungen des Personalverfahrens so rech~zei~ig infor-
mieren, daß ein Einfluß auf die Änderung noch mögl.ic~ ist.

(1)

Treten bei den Partnern dieser Vereinbarung Zweifel über die
Einhaltung des Vereinbarungsgegenstandes, insbesondere be-
züglich der Inhalte des Personalverfahrens, der tatsächlichen
Betriebsabläufe und der vorgesehenen Informationen a~f, sind
diese unverzüglich auszuräumen. Im Bedarfsfall ist ~ierzu den
Spitzenorganisationen Einsicht in die G:s~.~dokumenta~ion
des freigegebenen Verfahr

(2)
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§ 20

Einsicht in die Projektdokumentation

§ 21

r

§ 22

ßbestimmSchlu ungen
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sind auch entsprechende Unterlagen (z. B. vorhandene Betriebs-
protokolle) im Rahmen der rechtlichen zullssigKei~ vorzule-
gen. Die Spitzenorganisationen können zur wahrung ihrer sich
aus dieser vereinbarung ergebenden Rechte sachverständige
hinzuziehen. Für herangezogene Sachverständige gilt die
schweigepflic~t nach S 9 HmbPersVG entsprechend

(1) Diese Vereinbarung tritt mit sofortiger Wirkunq in Kraft. Sie
kann mit einer Frist von sechs Monaten zum Ende ei~es Jahres,
erstmals zum 31.12.97 gekündigt werden.

Bei KUndiqung wirkt diese Vereinbarung bis zum Abschluß eine
neuen Vereinbarung nach.

(2)

Protokollnotiz Nr. ,

zu S 12

Mit dem Softwarehersteller ist vertraqlich vereinbart, daß die
Softwareerqonomie des Hamburgischen Personalverfahrens auf der
Basis der Standardsoftware PAISY zu gegebener Zeit (nach abschlie-
ßender Einführung in der Pilotbehörde) durch ein externes Gutachten
gemäß den DIN Normen und der EG-Richtlinie bewertet wi:-d.

Protokollnotiz Nr. 2

Zu S 19

Die Personalräte werden unter vorlage der erforderlichen Unter-
lagen zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben rechtzeitig und umfassend
unterrichtet. Ein Einsichtsrecht in die Personalakte inklusive der
elektronisch gespeicherten Personaldaten setzt die Einwilligung
der oder des Beschäftigten voraus. Zur Gewährleistung dieser
Anforderung wird die Möglichkeit der Einsichtnahme qrundsätzlich
nur in der Personalabteilung eingeräumt. Unberührt bleibt die Mög-
lichkeit, im Rahmen der Unterrichtungspflicht Daten in aufbereite-
ten Listen zur Verfügung zu stellen.

)~115

§ 23

nkrafttreten

r
.
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Konzeptionell wird im Rahmen der UnterstUtzunq des Berichtswesens
eine Möqlichkei t geschaffen, den Personalräten den zugang zu agqre-
gierten Daten zu erJDÖqlichen, die dann'. frei auswertbar sind.. .

Die nachfolgend aufgeführten Anlagen sind ih der
Fassung Bestandteil dieser Vereinbarung:

1 Datenschutzkonzept für das Personalverfahren der Freien und
Hansestadt Hamburg

2 Positivkataloq

Hamb er

...

llten-GeweH..,~rJ -

.~~

Hamburg,

llten-Gewerkschaft

den
~ Beamtenbund
)und Hamburg .

Hamburg, den
Deutscher Be.
- Landesbund

c" - - . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

den 7, ~-: o~. AJfIf I
. Gewerkschaftsb1.
lezirk Nordmark .

Hamburg, den '1

Deutscher Gewe:- Landesbezirk

. . . . . . f(':'( ':' V~':':J:I:;. . . . .

;'f.1
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Deze~er 1996 Personalamt

r.

und


